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Allgemeines Verwaltungsrecht und Verwaltungskostenrecht
Lernfeld 3: Verwaltungsgerichtsbarkeit

Lernziele 3.1: Grundlagen

Lernziel laut Stoffgliederungsplan

Der Teilnehmer soll in einfachen Fällen die Behörde vor dem VG vertreten können. Deshalb soll er den Aufbau der Verwaltungsgerichtsbarkeit in Grundzügen und das System der verwaltungsgerichtlichen Rechtsbehelfe kennen und verstehen. Das erfordert

1. Grundkenntnisse über die Verwaltungsgerichtsbarkeit,

2. Kenntnisse über die Stellung der Behörde im verwaltungsgerichtlichen Prozess, sowie

3. Kenntnisse über den Ablauf eines Verwaltungsprozesses

A. Aufbau der Verwaltungsgerichtsbarkeit

	Verwaltungsgericht

z.B. Regensburg

(Art. 1 Abs. 2 AGVwGO)

http://www.vgh.bayern.de/
VGRegensburg/ 
	Oberverwaltungsgericht
in Bayern, § 184 VwGO:

Verwaltungsgerichtshof

mit Sitz in München
http://www.vgh.bayern.de/ 
	Bundesverwaltungsgericht mit Sitz in Leipzig

(§ 2 VwGO)

http://www.bverwg.de/ 

	Kammern, § 5 Abs. 2 VwGO
	Senate, § 9 Abs. 2 VwGO
	Senate, § 10 Abs. 2 VwGO

	1 Vorsitzender

+ 2 Berufsrichter

+ 2 ehrenamtliche Richter

(§ 5 Abs. 3 VwGO)
	1 Vorsitzender

+ 2 Berufsrichter

(§ 9 Abs. 3 VwGO)
	1 Vorsitzender

+ 4 Berufsrichter

(§ 10 Abs. 3 VwGO)


B. Grundsätze

	Grundsatz des generellen Rechtsschutzes

(kein Enumerationsprinzip)
	Art. 19 IV 1 GG (vgl. auch § 40 I 1 VwGO): Wird jemand durch die öffentliche Gewalt in seinen Rechten verletzt, so steht ihm der Rechtsweg offen.

	Grundsatz der

Öffentlichkeit
	§ 55 VwGO: §§ 169, 171 a bis 198 des Gerichtsverfassungsgesetzes über die Öffentlichkeit, Sitzungspolizei, Gerichtssprache, Beratung und Abstimmung finden entsprechende Anwendung.

	Untersuchungsgrundsatz

(kein

Beibringungsgrundsatz)
	§ 86 I 1 VwGO: Das Gericht erforscht den Sachverhalt von Amts wegen; die Beteiligten sind dabei heranzuziehen.

	Grundsatz der

Mündlichkeit
	§ 101 I VwGO: Das Gericht entscheidet, soweit nichts anderes bestimmt ist, auf Grund mündlicher Verhandlung.

	Verfügungsgrundsatz

(Dispositionsmaxime)
	§ 88 VwGO (vgl. auch §§ 92, 161 II VwGO): Das Gericht darf über das Klagebegehren nicht hinausgehen, ist aber an die Fassung der Anträge nicht gebunden.

	Grundsatz des

rechtlichen Gehörs
	Art. 103 I GG (vgl. auch Art. 91 I BV, § 108 II VwGO): Vor Gericht hat jedermann Anspruch auf rechtliches Gehör.

	Grundsatz der

freien richterlichen

Beweiswürdigung
	§ 108 I 1 VwGO: Das Gericht entscheidet nach seiner freien, aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens gewonnenen Überzeugung.


C. Entscheidung

	Endurteil
	Gerichtsbescheid
	Beschluss

	§ 107 VwGO:

Über die Klage wird, soweit nichts anderes bestimmt ist, durch Urteil entschieden.
	§ 84 I 1 VwGO:

Das Gericht kann ohne mündliche Verhandlung durch Gerichtsbescheid entscheiden, wenn die Sache keine besonderen Schwierigkeiten tatsächlicher oder rechtlicher Art aufweist und der Sachverhalt geklärt ist.
	§ 101 III VwGO:

Entscheidungen des Gerichts, die nicht Urteile sind, können ohne mündliche Verhandlung ergehen, soweit nichts anderes bestimmt ist.


D. Rechtsmittel (ohne Beschwerde)

	Berufung
	Revision

	Bayerischer Verwaltungsgerichtshof in München
	Bundesverwaltungsgericht in Leipzig

	Berufungsgründe (§ 124 II VwGO):

· Ernstliche Zweifel

· Besondere
Schwierigkeiten

· Grundsatzberufung

· Divergenzberufung

· Verfahrensberufung
	Revisionsgründe (§ 132 II VwGO):

· Grundsatzrevision

· Divergenzrevision

· Verfahrensrevision; Fallbeispiel

	Tatsachen- und Rechtsinstanz
	Rechtsinstanz

	§ 128 VwGO: 1Das Oberverwaltungsgericht prüft den Streitfall innerhalb des Berufungsantrags im gleichen Umfang wie das Verwaltungsgericht. 2Es berücksichtigt auch neu vorgebrachte Tatsachen und Beweismittel.
	§ 137 Abs. 2 VwGO: Das Bundesverwaltungsgericht ist an die in dem angefochtenen Urteil getroffenen tatsächlichen Feststellungen gebunden, außer wenn in Bezug auf diese Feststellungen zulässige und begründete Revisionsgründe vorgebracht sind.
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